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Alle Jahre wieder! 
Jedes Jahr stellt sich die Frage: Darf mein Mitarbeiter an Weihnachten und an Silvester 
arbeiten? Klare Antwort: Ja! Der 24. und der 31. Dezember sind keine gesetzlichen 
Feiertage. Es steht aber jedem Arbeitgeber frei, festzulegen, ob und wie viel an diesen 
Tagen gearbeitet werden muss. Dies gilt jedoch nur, soweit tarifvertraglich nichts an-
deres geregelt und die Tage nicht auf einen Sonntag fallen. Dieses Jahr fallen beide 
auf einen Samstag - ein Tag, an dem nicht in allen Branchen gearbeitet wird. Auf jeden 
Fall jedoch im Handel. Häufig wird hier einvernehmlich im Betrieb geregelt, dass im 
Verlauf des Nachmittags das Unternehmen schließt. Dieses kann der Arbeitgeber 
selbst festlegen. Ist ein Betriebsrat vorhanden, muss der Arbeitgeber das mit ihm be-
sprechen. Aber: Am 1. und am 2. Weihnachtstag darf nicht gearbeitet werden. Dabei 
handelt es sich um gesetzliche Feiertage. Ausnahmen sind in bestimmten Branchen 
möglich, zum Beispiel Not- und Rettungsdienste, Krankenhäuser, Gastronomie, Ver-
kehrs- und Versorgungsbetriebe und Sicherheitsdienste.  
 
Betriebsurlaub zwischen den Tagen 
Um die Energiekosten zu senken, schließen viele Arbeitgeber den Betrieb zwischen 
Weihnachten und Neujahr. Der Arbeitgeber kann hierfür Betriebsferien anberaumen. 
Dieser Betriebsurlaub darf aber nur einen Teil des Jahresurlaubs der Mitarbeiter um-
fassen. Außerdem muss er bereits zu Beginn des Urlaubsjahres 2024 festgelegt wor-
den sein, damit jeder Mitarbeiter Planungssicherheit hat. Ist ein Betriebsrat vorhanden, 
so müssen Betriebsferien immer mit diesem abgestimmt werden. Er hat ein Mitspra-
cherecht sowohl zu der Frage, ob überhaupt, und wenn ja, wie lange der Betrieb ge-
schlossen wird. 
 
Praxistipp: Mehr Informationen finden Sie in unseren Infoblättern „Arbeitszeit“ und 
„Urlaub“, Kennzahl 890 unter www.saarland.ihk.de.  
 
 

Home-Office: Kein Unfallversicherungsschutz bei Sprung aus Fenster 
nach Explosion der E-Roller-Akkus 
Wer im Homeoffice arbeitet und zur Selbstrettung aus dem Fenster seiner Wohnung 
springt, nachdem die Akkus seines E-Rollers in Brand geraten sind, steht nicht unter 
dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung. Das Ereignis stellt daher keinen Ar-
beitsunfall dar. Das hat das Landessozialgericht (LSG) Berlin-Brandenburg entschie-
den. 
 
Was war passiert? Der Kläger war als Softwareentwickler beschäftigt und arbeitete im 
Home-Office. Im Januar 2021 befand sich der Kläger gerade in einer Telefonkonfe-
renz, als er bemerkte, dass Rauch in das Wohnzimmer eintrat. Er öffnete die Tür zum 
Wohnungsflur, um nach der Ursache zu schauen. In diesem Moment explodierten zwei 
E-Roller-Akkus, die der Kläger neben seiner Wohnungstür (innerhalb der Wohnung) 
gelagert hatte, und es entstand eine Stichflamme. Wegen der starken Qualm-Entwick-
lung flüchtete der Kläger zum Fenster des Wohnzimmers und ließ sich schließlich vom 
Fensterbrett vom 1. OG in den Innenhof fallen. Hierbei zog er sich Knochenbrüche an 
beiden Füßen zu. Die nachfolgenden Ermittlungen der Feuerwehr ergaben, dass der 
Brand auf einen Akku-Defekt zurückzuführen war. 
 
Die Berufsgenossenschaft bewerte den Vorfall nicht als Arbeitsunfall. Die hiergegen 
gerichtete Klage vor dem Sozialgericht Berlin blieb ohne Erfolg. Das LSG hat mit sei-
nem Urteil vom 9. Oktober 2025 die ablehnende Entscheidung bestätigt.  
 

http://arbeitszeit/
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=CA25DED46C5BFE180DD44DB766797B41&MODULE=Frontend.Media&ACTION=ViewMediaObject&Media.PK=1250&Media.Object.ObjectType=full
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=C1D5C0FEB6553FDFC9CCC52BDA32D25C&ACTION=ViewPage&MODULE=Frontend&Page.PK=890
http://www.saarland.ihk.de/
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Die konkrete Verrichtung des Klägers zur Zeit des Unfalls habe nicht im inneren Zu-
sammenhang mit seiner grundsätzlich versicherten, im Homeoffice ausgeübten Tätig-
keit als Softwareentwickler gestanden. Der Sprung aus dem Fenster sei nicht mehr in 
eine hinreichend enge sachliche Beziehung mit der Telefonkonferenz zu bringen. Ver-
letzungen habe er sich auch erst bei diesem Sprung zugezogen und nicht schon, als 
er – ggf. noch mit seinem Headset und während er die Telefonkonferenz fortführte - 
den verqualmten Flur betreten hatte. Bei dem Sprung aus dem Fenster habe der Klä-
ger in erster Linie sein eigenes Leben retten wollen und damit ein überragend wichti-
ges privates Motiv verfolgt. Vollkommen nachrangig sei demgegenüber, dass er hier-
durch (auch) seine Arbeitskraft erhalten wollte, um etwa die Telefonkonferenz fortset-
zen zu können. 
 
Eine Anerkennung als Arbeitsunfall komme auch nicht unter Berücksichtigung der 
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts zu Arbeitsunfällen im Homeoffice (Urteil 
vom 21. März 2024, Az. B 2 U 14/21 R) in Betracht. Danach könnten zwar von privaten 
Gegenständen des Versicherten ausgehende Gefahren im Homeoffice versichert sein, 
wenn diese der beruflichen Tätigkeit dienend benutzt würden. Dies sei aber in Bezug 
auf die E-Roller-Akkus nicht anzunehmen. Unerheblich sei, dass der Kläger seinen E-
Roller auch genutzt habe, um zur Arbeit zu fahren. Jedenfalls zum Zeitpunkt des Un-
falls sei der E-Roller bzw. seien die Akkus nicht betriebsdienlich genutzt worden. Sie 
seien nicht dazu bestimmt gewesen, die Telefonkonferenz durchzuführen. 
 
BGH, Urteil vom 9. Oktober 2025, L 21 U 47/23 
 
Quelle: PM des LSG Berlin-Brandenburg vom 28. Oktober 2025 
 
 

Inlandsbezug des Betriebsbegriffs im KSchG 
Für die Ermittlung der Beschäftigtenzahl nach § 23 Abs. 1 KSchG ist regelmäßig nur 
auf Betriebsangehörige im Inland abzustellen. Das hat das LAG Rheinland-Pfalz ent-
schieden.  
 
Der Kläger war seit 1994 bei einer deutschen GmbH beschäftigt. Nach Umstrukturie-
rungen war er ab 2012 der einzige noch in Deutschland verbliebene Mitarbeiter. Das 
Hauptgeschäft läuft über einen spanischen Unternehmenszweig. Nachdem auch das 
letzte Büro in Deutschland geschlossen wurde, arbeitet er im Home-Office. Das Ar-
beitsverhältnis wurde durch die spanische Gesellschaft übernommen.  
 
Das spanische Unternehmen kündigte dem Kläger 2024. Er ist der Ansicht, die Kündi-
gung sei unwirksam, da die Kündigung unwirksam ist. Er beruft sich dabei auf die Re-
gelungen des Kündigungsschutzgesetzes, das für Unternehmen gilt, die mehr als 10 
Mitarbeiter beschäftigen.  
 
Sowohl das Arbeitsgericht als auch das LAG haben die Klage abgewiesen. Nach An-
sicht der Gerichte sei das Kündigungsschutzgesetz nicht anwendbar. Nach dem Ter-
ritorialprinzip ist das Gesetz im vorliegenden Fall nicht anwendbar. Das Kündigungs-
schutzgesetz sei allein anwendbar, wenn der Schwellenwert an „Betriebszugehörigen“ 
im räumlichen Inland erfüllt würde Der Kläger sei der einzige in Deutschland Beschäf-
tigte und folglich dieses Kriterium nicht erfüllt.  
 
LAG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 2. September 2025, 4 SLa 200/24 
  

https://sozialgerichtsbarkeit.brandenburg.de/sg/de/presseansicht/~28-10-2025-homeoffice-kein-unfallversicherungsschutz
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Fristlose Kündigung bei Krankschreibung per Online-Attest 
Eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung „ohne Gespräch“ entspricht nicht den Voraus-
setzungen der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie. Das LG Hamm sah ihren Beweiswert in 
einem Kündigungsschutzverfahren daher erschüttert und bestätigte eine verhaltens-
bedingte fristlose Kündigung. 
 
Der Kläger meldete sich bei seinem Arbeitgeber für den Zeitraum vom 19. August bis 
zum 23. August 2024 als arbeitsunfähig erkrankt. Auf der Website „www.XXX.com“ 
erwarb er kostenpflichtig eine Bescheinigung über eine Arbeitsunfähigkeit. Dabei füllte 
er über die Website einen Fragebogen mit vorgegebenen Antwortmöglichkeiten aus. 
Abgefragt wurden Symptome, Fieber, ausgeübte Tätigkeit, Intensität der Anstrengung 
der Arbeit und Fragen zu einer verzögerten Genesung. Der Kläger gab seine Tätigkeit 
als Informatiker sowie Symptome von Unwohlsein, trockener Husten, Gliederweh und 
Rückenweh an. Die Anstrengung wurde mit mittel bezeichnet. Ein Kontakt mit einem 
Arzt fand im Zusammenhang mit der Erstellung der Bescheinigung der Arbeitsunfähig-
keit nicht statt; weder persönlich, noch telefonisch, noch digital. In der Bescheinigung 
war angegeben, dass es sich um eine Erstbescheinigung handele und der Kläger „vo-
raussichtlich arbeitsunfähig aufgrund Fernuntersuchung nur mittels Fragebogen bis 
23.08.2024, festgestellt am 21.08.2024“ sei. Unter dem Feld „Arzt-Nr.“ wurde die Be-
zeichnung „Privatarzt“ aufgeführt.  
 
Auf der Website, auf der der Kläger die Bescheinigung kostenpflichtig erwarb, wurde 
ein „AU-Schein ohne Gespräch“ und ein „AU-Schein mit Gespräch“ angeboten, wobei 
die Bescheinigung mit Gespräch mit höheren Kosten verbunden ist als eine Beschei-
nigung ohne Gespräch. Hinter der Auswahlmöglichkeit eines „AU-Scheins ohne Ge-
spräch“ wird auf den geringeren Beweiswert der AU-Bescheinigung ohne Arztge-
spräch hingewiesen.  
 
Der Kläger lud die Bescheinigung in das unternehmensinterne System hoch. Der Ar-
beitgeber kündigte dem Kläger fristlos, nachdem die AU-Bescheinigung intern geprüft 
wurde.  
 
Das Arbeitsgericht hob die fristlose Kündigung auf. In der Berufung bestätigte das LAG 
die Kündigung. Durch die Vorlage der Bescheinigung suggerierte der Kläger seinem 
Arbeitgeber bewusst wahrheitswidrig, es habe zur Feststellung der Arbeitsunfähigkeit 
ein Kontakt mit einem Arzt stattgefunden. Dies stellt eine Verletzung seiner arbeitsver-
traglichen Rücksichtnahmepflicht (§ 241 Abs. 2 BGB) und damit einen Vertrauens-
bruch dar. Ob der Kläger tatsächlich arbeitsunfähig war, ist insoweit unerheblich. 
 
Die Verwendung des Begriffs „Fernuntersuchung“ spricht für eine Anamnese, die ohne 
gleichzeitige körperliche Präsenz von Arzt und Patient, jedoch im Wege einer Kommu-
nikation mit einem Arzt erfolgt ist. Dem steht auch nicht entgegen, dass die Beschei-
nigung den Zusatz „nur mittels Fragebogen“ enthält. Dieser Zusatz weist lediglich auf 
die Methode der Befunderhebung hin. Er hebt den durch den Begriff „Fernuntersu-
chung“ erweckten Eindruck eines ärztlichen Kontakts jedoch nicht auf. 
 
Verstärkt wird dieser Eindruck durch das äußere Erscheinungsbild der Bescheinigung, 
die optisch dem „gelben Schein“ entspreche. Dem Kläger war laut Gericht auch be-
wusst, dass er seinen Arbeitgeber mit der Bescheinigung täuscht; das wurde ihm ins-
besondere auch durch den Hinweistext vor Augen geführt.  
 
LAG Hamm, Urteil vom 5. September 2025, 14 SLa 145/25 
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Fristlose Kündigung wegen bewusst wahrheitswidriger Aussagen in ei-
nem Prozess gegen den Arbeitgeber 
Bewusst wahrheitswidrige Erklärungen, die ein Arbeitnehmer in einem Rechtsstreit mit 
seinem Arbeitgeber abgibt, weil er befürchtet, mit wahrheitsgemäßen Angaben den 
Prozess nicht gewinnen zu können, können geeignet sein, eine fristlose Kündigung zu 
rechtfertigen. 
 
Ein Arbeitnehmer, der bewusst falsch vorträgt, um sich einen Vorteil im Rechtsstreit 
mit seinem Arbeitgeber zu verschaffen, verletzt ungeachtet der strafrechtlichen Rele-
vanz seines Handelns in erheblicher Weise seine nach § 241 Abs. 2 BGB auch im 
gekündigten Arbeitsverhältnis bestehende Pflicht zur Rücksichtnahme auf die Interes-
sen des Arbeitgebers. In der Geltendmachung einer Forderung, auf die kein Anspruch 
besteht, kann eine schlüssige Täuschung über Tatsachen liegen. Macht der Arbeit-
nehmer eine Forderung geltend, auf die kein Anspruch besteht, kann darin eine schlüs-
sige Täuschung liegen.  
 
Im vorliegenden Fall hatte der Arbeitnehmer innerhalb eines Kündigungsschutzpro-
zesses ein Schriftstück vorlegelegt, dass nachweisen soll, dass ihm eine Bonuszah-
lung von seinem Arbeitgeber zusteht.  
 
LAG Niedersachsen, Urteil vom 13.8.2025 – 2 SLa 735/24 
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